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deutsche Verteidigungspolitik:
Kontinuität und Wandel  
Kaum eine Armee in Europa stand nach dem Ende des Kalten Krieges unter grösserem Reformdruck 
als die deutsche Bundeswehr. Seit Mitte der 1990er Jahre hat Deutschland sich zwar verstärkt an 
internationalen Stabilisierungseinsätzen beteiligt. Defizite im Bereich der strategischen Verlegefähigkeit, 
der weltweiten Aufklärung sowie interoperabler Führungssysteme und -mittel sind aber noch nicht 
überwunden. Die historisch bedingte Skepsis gegenüber Auslandeinsätzen der Bundeswehr ist nach wie 
vor eine wichtige innenpolitische Rahmenbedingung deutscher Verteidigungspolitik.

Deutscher Soldat der Unifil auf Patrouille vor der Küste Libanons                                              Alex Grimm/Reuters

Mit der Verabschiedung des «Weissbuchs 
zur Sicherheitspolitik Deutschlands und 
zur Zukunft der Bundeswehr» im Okto-
ber 2006 stellte die deutsche Regierung 
erstmals nach zwölf Jahren wieder eine 
grundlegende sicherheitspolitische Konzep- 
tion vor. Die im Mai 2003 vom damaligen 
Verteidigungsminister Peter Struck vor-
gelegten Verteidigungspolitischen Richt- 
linien waren zwar eine verbindliche kon-
zeptionelle Grundlage für die deutsche 
Verteidigungspolitik und die Arbeiten im 
Bundesministerium der Verteidigung. Erst 
mit dem Weissbuch trägt aber das gesamte 
Bundeskabinett den tiefgreifenden sicher-
heitspolitischen Veränderungen Rechnung, 
die das internationale System seit der Epo-
chenwende 1989/90 und verstärkt seit dem  
11. September 2001 charakterisieren. 

So sehr die deutsche Sicherheitspolitik 
auch den Handlungsmaximen der alten 
Bundesrepublik folgen mag: Kaum eine 
Armee in Europa hat sich umfassender 
auf den Wandel der sicherheitspolitischen 

Rahmenbedingungen einstellen müssen 
als die Bundeswehr. Während die Anforde-
rungen in den letzten Jahren deutlich zu-
genommen haben, stehen Auftrag, Aufga-
ben und Mittel der deutschen Streitkräfte  
jedoch nach wie vor nicht im Einklang.

Funktionale und geografische 
Erweiterung
Mit der Wiedervereinigung Deutschlands, 
der Auflösung des Warschauer Paktes 
und dem Wegfall der eindimensionalen  
sowjetischen Bedrohung gehörte auch das 
Szenario eines grossen zwischenstaatli-
chen Konfliktes entlang der Faltlinien des  
Eisernen Vorhangs der Vergangenheit 
an. Die Notwendigkeit einer grenznahen 
Vorneverteidigung mit hoch gerüsteten 
Panzerarmeen gegen eine sich in Reich-
weite befindende raumgreifende Land-
macht entfiel. Deutschland als einstiger 
Frontstaat des Kalten Krieges wurde zum 
Gravitationszentrum europäischer Politik. 
Und Mitteleuropa wurde in den Worten 
des ehemaligen deutschen Verteidigungs-

ministers Volker Rühe zur «strategischen 
Ruhezone». 

In der Analyse der sicherheitspolitischen 
Lage folgt das Weissbuch der Logik der  
Europäischen Sicherheitsstrategie, wonach 
an die Stelle der klassischen sicherheits-
politischen Bedrohungen graduell neue 
Risiken wie Terrorismus, Proliferation und 
Aufrüstungstendenzen, Regionalkonflikte, 
illegaler Waffenhandel, Entwicklungs-
hemmnisse und fragile Staatlichkeit ge-
rückt sind. Diese Risiken wirken sich heute 
in unterschiedlichem Masse auf die äussere 
und innere Sicherheit Deutschlands aus. 
Um sie bewältigen zu können, lässt sich die 
Bundesrepublik von einem geografisch und 
funktional erweiterten Sicherheitsbegriff 
leiten. Verteidigung ist geografisch nicht 
mehr einzugrenzen. Sie wird als die Wah-
rung nationaler Sicherheit begriffen. Konse-
quenterweise schliesst Sicherheitsvorsorge 
Stabilitätsprojektion, Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung ein. Die neuen interna-
tionalen Verpflichtungen dienen dabei als  
Legitimationsrahmen für die Umgestaltung 
der Streitkräfte. Dieser Reformprozess ist 
gekennzeichnet durch Elemente der Konti-
nuität und des Wandels.

Multilateralismus als 
traditioneller Leitgedanke 
Das vereinte Deutschland sieht sich un-
geachtet des fundamentalen Wandels der 
internationalen Rahmenbedingungen und 
der Übernahme neuer Aufgaben aussen- 
und sicherheitspolitisch in der Tradition der 
alten Bundesrepublik. Seit den frühen Tagen 
des Kalten Krieges hatte die Einbindung 
des westlichen Deutschland in die euro- 
atlantischen Strukturen den Westmächten 
nicht nur Sicherheit mit und für, sondern 
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auch vor einem erstarkenden Deutschland 
ermöglicht. Im Gegenzug eröffnete die 
Politik der Integration der Bundesrepublik 
die Gelegenheit, neben dem Bestreben 
um Anerkennung als gleichberechtigter 
Staat gestaltend auf die westliche Sicher-
heitspolitik einzuwirken. In dem Moment, 
in dem sich die Bundesregierung 1990 be-
reit erklärte, die Politik der Integration und 
der freiwilligen Selbsteinbindung in die 
euro-atlantischen Strukturen fortzusetzen, 
nahm sie den Verbündeten ebenso wie  
den skeptischen Nachbarn die Sorge vor 
einem erneut zwischen Ost und West 
schwankenden Deutschland. Die deutsche 
Frage war gelöst, das damit zusammenhän-
gende Sicherheitsdilemma überwunden. 

So wie die Territorialverteidigung im Ost-
West-Konflikt ausschliesslich im multi-
lateralen Kontext denkbar war, so spielt 
sich das sicherheitspolitische Handeln 
Deutschlands auch heute im Zusammen-
spiel mit Verbündeten und Partnern ab. 
Zentrale Bedeutung kommt dabei der 
Nato und der Europäischen Union zu. In 
beiden Organisationen befürwortete die 
Bundesrepublik eine vertikale und eine  
horizontale Erweiterung: um neue Aufga-
ben angesichts der veränderten sicherheits-
politischen Lage; und um neue Mitglieder, 
um den Raum der Sicherheit und Stabilität 
in Europa zu vergrössern. Die Nato als tradi-
tionelles Bindeglied zwischen Nordamerika 
und Europa wurde zu einer stärker politisch 
ausgerichteten Institution gesamteuropä-
ischer Sicherheit mit globalen Aufgaben im 
Rahmen der Stabilitätsprojektion, Konflikt-
verhütung und Krisenbewältigung. Die EU  
entwickelte sich zu einer politischen 
Union mit umfassenden aussen- und  
sicherheitspolitischen Aufgaben vorwie-
gend an der europäischen Peripherie. Beide 
Prozesse werden von der Bundesregierung 
als komplementär betrachtet. 

Krisenbewältigung als neuer 
Hauptauftrag
Aus der Tatsache, dass eine Gefährdung 
des deutschen Staatsgebietes durch kon-
ventionelle Streitkräfte auf absehbare Zeit 
unwahrscheinlich ist, hat die Bundesrepu-
blik zwei zentrale Konsequenzen gezogen.  
Erstens werden die Beiträge der Bundes-
wehr heute als Teil eines umfassenden 
Konzepts der «zivilen Krisenprävention» be-
griffen, bei dem das Prinzip des sämtliche 
Ressorts umfassenden, kohärenten Vorge-
hens unter Verzahnung aller vorhandenen 
Instrumente betont wird. Zum Aufbau 
einer Netzwerkstruktur wurden mit der 
Errichtung des «Krisenreaktionszentrums 

des Auswärtigen Amtes», des «Nationalen 
Lage- und Führungszentrums Sicherheit 
im Luftraum», des «Gemeinsamen Terro-
rismusabwehrzentrums» sowie verschie-
dener Einrichtungen im Bereich des Bevöl-
kerungsschutzes von Bund und Ländern 
erste Schritte zu einer vernetzten Sicher-
heitspolitik unternommen. Von einer wirk-
samen Verzahnung der Gestaltungsmittel 
von der Terrorabwehr im Inneren über Ent-
wicklungshilfe bis zum Militäreinsatz kann 
aber schon deshalb nicht die Rede sein, 
weil die sicherheitspolitische Diskussion 
in Deutschland stark von Einzelbetrach-
tungen und Ressortinteressen gekenn-
zeichnet bleibt.

Zweitens wurden die Aufgaben der Bun-
deswehr neu gewichtet: Internationale 
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung 
sind als strukturbestimmender Auftrag an 
die erste Stelle des Aufgabenspektrums 
gerückt. Die ausschliesslich für die her-
kömmliche Landesverteidigung bereit-
gehaltenen Fähigkeiten und Kapazitäten 
werden nicht länger benötigt. Dass der 
Wandel von der Ausbildungs- zur Einsatz-
armee und von der Territorialverteidigung 
im Bündnis zur internationalen Friedens- 
sicherung im multilateralen Rahmen 
grundsätzlich vollzogen wurde, zeigt sich 
daran, dass Deutschland seit den frühen 
1990er Jahren mehr als 200’000 Soldat- 
innen und Soldaten in internationale 
Friedenseinsätze geschickt hat. Das Auf-
gabenspektrum erweiterte sich dabei 
kontinuierlich. Allerdings waren einge-
denk der historisch begründeten Kultur 
der Zurückhaltung alle Bundesregie-
rungen darum bemüht, die Missionen 
als logistische Unterstützungs-, Überwa-
chungs- oder humanitäre Missionen zu 
definieren. Einzige Ausnahmen waren 
die Operation Allied Force gegen die Re-

gierung in Belgrad und der Einsatz des 
Kommandos Spezialkräfte in Afghanistan. 

Neben der funktionalen vollzog die Bundes-
wehr auch eine geografische Erweiterung 
ihres Aufgabenspektrums. Gehörten die 
humanitären Einsätze in Kambodscha, Irak 
und Somalia zu Beginn der 1990er Jahre 
noch zu den kleineren Missionen, so stellt 
die Bundesrepublik heute sowohl auf dem 
Balkan als auch in Afghanistan und vor der 
Küste Libanons eines der grössten interna-
tionalen Kontingente. Sämtliche Missionen 
erfolgten dabei im multilateralen Rahmen, 
als Reaktion auf internationale Erwar-
tungen bzw. Anfragen – also teilweise auch 
losgelöst von strategischen Interessen. Die-
se Missionen fanden zudem meist in einem 
weitgehend befriedeten Umfeld und mit 
Zustimmung der Konfliktparteien statt. 
Führungsaufgaben übernahmen die deut-
schen Streitkräfte bei zivilen Aspekten der 
Krisenprävention und -nachsorge, nicht je-
doch bei friedenserzwingenden Einsätzen.

Transformation der Streitkräfte
Der Wandel von einer gestaffelten Vorne-
verteidigung zur Abwehr eines möglichen 
militärischen Angriffs hin zur Stabilitäts-
projektion in einem geografisch erwei-
terten sicherheitspolitischen Umfeld stellt 
an das vereinte Deutschland einzigartige 
Herausforderungen. Wie keine andere  
Armee der beiden Bündnisse waren die 
Bundeswehr und die Nationale Volksar-
mee der DDR bezüglich Auftrag, Aufgaben, 
Struktur und Ausbildung auf das Konzept 
der Territorialverteidigung ausgerichtet. 
Nach der Vereinigung verfügte Deutsch-
land über eine der grössten Armeen, die 
jedoch anders als die traditionell auf 
Machtprojektion ausgerichteten Streitkräf-
te Grossbritanniens und Frankreichs auf 
die neue sicherheitspolitische Lage völlig 
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Stärke der deutschen Einsatzkontingente (Stand 9. Mai 2007)
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unvorbereitet war. So war es verständlich, 
dass Berlin zwar bei der vertikalen und  
horizontalen Erweiterung der Nato und der 
EU eine führende Rolle übernahm, bei der 
Ausgestaltung der operativen Aspekte der 
veränderten Bündnisstrategie aber nicht 
mit Grossbritannien und Frankreich mit-
halten konnte.

Weil auch nach der zögerlichen Neudefi-
nition des Auftrags der Bundeswehr Mitte 
der 1990er Jahre Struktur und Fähigkeiten 
lange Zeit auf die operativen Erfordernisse 
der Territorialverteidigung ausgerichtet 
blieben, weist die Bundeswehr mehr als 
15 Jahre nach der Epochenwende in zen-
tralen Fähigkeitskategorien noch immer 
erhebliche Defizite auf. Zu erwähnen sind 
die Bereiche Führungsfähigkeit, Nachrich-
tengewinnung und Aufklärung, Mobilität, 
Wirksamkeit im Einsatz, Unterstützung 
und Durchhaltefähigkeit sowie Überle-
bensfähigkeit und Schutz. Die Verteidi-
gungspolitischen Richtlinien von 2003 
hatten radikale Reformschritte zwar einge-
leitet. Erst das Weissbuch 2006 macht als 
offizielles Regierungsdokument die Dring-
lichkeit der Umsetzung der Reformen aber 
deutlich. Damit ergibt sich die Möglichkeit, 
die Fähigkeiten für weltweite Machtpro-
jektion, erhöhte Reaktionsfähigkeit und 
hohe Durchhaltefähigkeit zu verbessern. 
Die Streitkräfte sind dazu in drei Kräfte- 

kategorien gegliedert – Eingreif-, Stabili-
sierungs- und Unterstützungskräfte –, die 
jeweils aufgabenorientiert ausgebildet, 
ausgerüstet und eingesetzt werden. 

Die Bundesrepublik stösst heute mit rund 
7300 Soldaten in internationalen Missi-
onen an ihre Grenzen. Sie ist derzeit nicht 
in der Lage, mehr als 10 Prozent ihrer Streit-
kräfte ins Ausland zu verlegen. Diesem De-
fizit soll die Neueinteilung der Kräftekate-
gorien entgegenwirken. Zugleich soll damit 
der wachsende Bedarf nach friedensunter-
stützenden Missionen gedeckt werden.

Bei real nach wie vor sinkenden Mitteln 
soll unter anderem eine Reduzierung der 
Gesamtstärke auf 250’000 Soldaten unter 

Beibehaltung der Wehrpflicht dazu führen, 
dass der investive Anteil an den Verteidi-
gungsausgaben zu Lasten der konsump-
tiven Ausgaben konstant über 30 Prozent 
liegen kann. Ein solcher Betrag würde  
allerdings unverändert deutlich unter den 
entsprechenden Zahlen der grossen euro-
päischen Bündnispartner Grossbritannien 
und Frankreich liegen. Dasselbe gilt für den 
prozentualen Anteil des deutschen Vertei-
digungshaushaltes am BIP. Während Paris 
und London bereits im Jahr 2001 ihre Ver-
teidigungsausgaben erhöht haben, sind die 
deutschen Ausgaben bei eingefrorenem 

Verteidigungsbudget relativ gesunken. 
Sie liegen prozentual gesehen unter dem 
Durchschnitt der Nato-Mitgliedstaaten.

Innenpolitische Dimension der 
Sicherheitspolitik
Vor dem Hintergrund der strukturellen 
Bedingungen des Kalten Krieges konnte 
deutsche Sicherheitspolitik bis 1989/90 im 
Zweifelsfall auf die Zustimmung der eige-
nen Bevölkerung zählen. Die tektonischen 
Verschiebungen des internationalen Sys-
tems haben jedoch dazu beigetragen, dass 
aussen- und sicherheitspolitisches Handeln 
in Deutschland heute stärker von innenpo-
litischem Kalkül beeinflusst wird. Teile der  
Bevölkerung sind generell gegen den Ein- 
satz militärischer Gewalt in Krisen. Die 

Einsicht in die Notwendigkeit von Ausland-
einsätzen ist nicht breit abgestützt, die 
Zustimmung zu Auslandeinsätzen hat in 
den zurückliegenden Jahren sogar weiter 
abgenommen. Politische Entscheidungs-
träger lassen sich im Vorfeld des Entschei-
dungsprozesses nicht nur durch die histo-
risch begründete Kultur der Zurückhaltung 
leiten, sondern ziehen auch Stimmungen 
bzw. perzipierte Stimmungen in ihr Kalkül 
mit ein. Dadurch werden nicht nur Einsät-
ze grundsätzlich in Frage gestellt, sondern 
auch Mandate teilweise zu eng definiert, 
so dass die multilaterale Mission als Gan-
zes wie in Afghanistan Nachteile erfahren 
kann. 

Auch in den kommenden Jahren wird die 
deutsche Sicherheitspolitik durch das Span-
nungsfeld zwischen den Erwartungen der 
Verbündeten auf der einen und den Traditi-
onen deutscher Nachkriegspolitik und Prä-
ferenzen der eigenen Bevölkerung auf der 
anderen Seite gekennzeichnet sein. Darüber 
hinaus wird dem deutschen Anspruch nach 
gleichberechtigter Partnerschaft in Zukunft 
vermehrt mit der Forderung begegnet wer-
den, die dazu erforderlichen Mittel zur Ver-
fügung zu stellen. Weit über die einzelnen 
Missionen hinaus ist es für ein ausbalan-
ciertes Bündnis wie die Nato ebenso wie für 
die EU als strategischer Akteur unabding-
bar, dass die Bundesrepublik den radikalen 
Reformschritt des Weissbuchs entschlossen 
umsetzt und Auftrag, Aufgaben und Mit-
tel der deutschen Streitkräfte in Einklang 
bringt.
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KRÄFTEKATEGORIEN DER DEUTSCHEN STREITKRÄFTE

Unterstützungskräfte

Umfassende, bundeswehr-
gemeinsame und durch-
haltefähige Unterstützung
der Einsätze sowie Grund-
betrieb der Bundeswehr

Eingreifkräfte

Durchführung streitkräftegemeinsamer vernetz-
ter Operationen hoher Intensität, Evakuierung,
streikräftegemeinsame Unterstützung

Stabilisierungskräfte

Streitkräftegemeinsame Kontingente für
Einsätze niedriger und mittlerer Intensität
und längerer Dauer im breiten Spektrum
friedensstabilisierender Maßstäbe

147.500 70.000

35.000

Kräftekategorien der deutschen Streitkräfte
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